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PLANZEICHENERKLARUNG

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO0)

Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)

WA

MaBR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21 a BauNVO)

0,4 GRZ Grundflachenzahl (§ 19 BauNVO0)

GFZ GeschoBflachenzahl (§ 20 BauNVO)
(::) Zahl der Vollgeschosse zwingend (§ 20 BauNVO)
44— fFirstrichtung

Bauweise, iiberbaubare Grundstiicksflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22-23 BauNV0)

(8] Offene Bauweise
léi& Nur Einzel- und Doppelhduser zuldssig
——-—— Baugrenze

Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

straBenverkehrsfliache (Einteilung als Hinweis)

—_—
—_—

StraBenbegrenzungslinie

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung : FuBweg/Radweg

Verkehrsfldache besonderer Zweckbestimmung : Radweg

Offentliche Parkflachen

M\lerkehrsfléche besonderer Zweckbestimmung . FuBweg

Fliachen fiir Versorgungsanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

J Elektrizitdat, hier: Umspannstation

Flachen fiir die Abwasserbeseitigung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

I (;Ii) Pumpstation

Griinflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Verkehrsgrin

Flichen fiir MaBnahmen zur Entwicklung der Landschaft

Umgrenzung von Fldchen fiir MaBnahmen zum Schutz zur Pflege und
zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und

Abs. 6 BauGB)

9 Umgrenzung von Fldchen zum Anpflanzen von Baumen und Stréduchern
¢ (§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung der Flachen fiir besondere Anlagen zum Schutz vor
schddlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 wund Abs, 6
BauGB) hier: Ldarmschutzwall

3
N

Umgrcnzung der Fldchen, bei deren Bebauung besondere bauliche
X g Vorkehrungen gegen &duBere Einwirkungen erforderlich sind
Exexxx (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB)

[}i]{;} Einteilung in Realisierungsabschnitte

‘Grenze des ridumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

mm (§ 9 Abs. 7 BauGB)

'[ZI:II]lﬁrmschMZwund

(::::_i} Graben (vorhanden)

Graben (geplant)

|

<Y sicntdreieck

— s e 10-kV-Kabel
—+....—— Flurgrenze

—0—— Flurstiicksgrenze

220 Flurstiicksnummer

Nachrichtlicher Hinweis

Fiir den mit 'XXX XXX' gekennzeichneten Bereich kdnnen durch den Ein-
bau ldrmabsorbierender Fenster der Schutzklasse Il auf der Westseite
der Dachgeschosse der Geb&dude die Larmwerte eingehalten werden.

Die Durchfilhrung aller beabsichtigten Vorhaben sollte mit der gebo-
tenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht v6llig
ausgeschlossen werden kann. Sofern der Verdacht auf Kampfmittel auf-
kommt, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Staatliche

Kampfmittelrdumdienst zu verstandigen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Allgemeine Wohngebiete (§ & BauNVO)
GéméB § 1 Abs. 6 BauNV0O sind die nach § 4 Abs. 3 als Ausnahme zuldssigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Grundflachenzahl (§ 19 BauNV0)

GemaB der Ermichtigungsgrundlage § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird im Bebauungsplan eine Kappung§greqze von GRZ 0,5 festgesetzt.
Ebenfalls durch Planfestsetzung werden Uberschreitungen der sich daraus ergebenden Grenzen im Einzelfall unter den in § 19

Abs. 4 Satz 4 genannten Voraussetzungen zugelassen.

Garagen und Nebenanlagen (§§ 12 und 14 BauNVO)

Auf den iiberbaubaren Grundstiicksfldchen sind Nebenanlagen bis zu einem Gesamtvolumen von 30 m* zuldssig.

Die der Versorgung dienenden Nebenanlagen sind im Bebauungsplanbereich als Ausnahme zulassig.

Auf den nicht iiberbaubaren Grundstiicksfldchen sind Garagen und Stellpldatze gemaB § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen gemdB § 14 BauGB
nicht zuldssig. Von dieser Festlegung kann im Einzelfall eine Ausnahme gemaB § 31 Abs. 1 BauGB zugelassen werden, wenn

die Garage oder die Nebenanlage sich staddtebaulich in die umgebende Bebauung einfiigt, -
die Garagen oder die Nebenanlagen mit dem gleichen Material und der Farbe wie das Hauptgebaqﬁe erstellt werden,
die Seitenwdnde der Garagen und Nebenanlagen, soweit sie von dffentlichen Verkehrsfldachen eingesehen werden konnen, so ein-

gegriint werden, daB sie weitgehend nicht sichtbar sind.

Fiir jedes Grundstiick ist nur eine Zu- bzw. Abfahrt in einer Breite von 3 m zuldssig.
Im Einzelfall kann als Ausnahme gem. § 31 Abs. 1 BauGB eine zweite Zufahrt zugelassen werden, wenn

Doppelgaragen oder aber eine Einbindung des Hauszugangs zur Zufahrt geplant werden und eine maximale Breite von 5 m nicht
iiberschritten wird,

bei’ getrennt angelegten Zufatirten eine Breite vow 3 m je Zifairt micht dberscihritten wird amd! zwisaiar diar Zufairten eine
Vorgartenfliche mit einer Breite von mindestens 10 m verbleibt,

= die Zufahrten die gleiche Pfla

sterung aufweisen und aus ‘einem wasserdurchlissigen Material (z.B. Geotonsteine) gepflastert
sind. :

Vor Garagen ist ein Abstellplatz von mindestens 5 m Tiefe bis zur vorderen Grundstiicksgrenze einzurichten.

25a BauGB)

Flachen fiir das Anpflanzen von Baumen und Strauchern (§ 9 Abs. 1 Nr.

Auf den Griindstiicksflachen sind Pflichtpflanzungen, pro 100 m* mindestens 4 Bdaume und 15 Straucher, vorzunehmen. Die Anpflan-
zungen haben in Arten unterschiedlicher Baum- und Strauchgruppen 2zu erfolgen. Es diirfen nur bodenstandige und dorftypische

Geholze gepflanzt werden wie z.B.:

Baume: Hainbuche, Stieleiche, Sommerlinde, Sandbirke, RoBkastanie, Vogelbeere, hochstammige Obstbaume. Beim Pflanzen miis-
sen Baume mindestens eine Wuchshdohe von 1,50 m erreicht haben.

Hasel, WeiBdorn, Hundsrose, Bluthartriegel, Salweide, Holunder, Schlehe. Beim Pflanzen miissen Striaucher mindestens
eine Wuchshohe von 0,80 m erreicht haben.

Straucher:

Fiir die Pflanzgebote wird als Realisierungszeitpunkt festgesetzi die auf die SchluBabnahme fiir das jeweilige Wohngebiude fol-
gende Vegetationsperiode.
Hohenlage (§ 9 Abs. 2 BauGB)

Das Geldnde der Baugrundstiicke ist jeweils auf die Hohe der angrenzenden ErschlieBungsanlage anzuschiitten; Ausnahmen kdnnen im
Einzelfall nach Abstimmung mit der Gemeinde bzw. der Baugenehmigungsbehdrde gestattet werden, wenn eine Beeintrdchtigung nach-
barlicher Belange ausgeschlossen ist und die Grundziige der Planung - auch hinsichtlich der Gestaltung - nicht beriihrt werden.

GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN (gemdB § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 1 und 4 BauO NW)

Fassadengestaltung

Die AuBenwandflachen aller Gebdude einschlieBlich Garagen sind in Verblendmauerwerk (Mauerziegel oder Klinker) auszufiihren.
Untergeordnete Teilflachen bis maximal 15 % der AuBenwandflachen des jeweiligen Gebaudes - einschlieBlich Fenster- und Turoff-
nungen - konnen in den Materialien Bruchstein, Putz, Holz und Schiefer ausgefiihrt werden.

Fertiggaragen (Beton, Stahl etc.) sind ausnahmsweise zuldssig, wenn die von offentlichen Verkehrsfldchen einsehbaren Seiten ver-
klinkert werden und das StraBenbild nicht beeintrdchtigt wird.

Garagen und Nebenanlagen diirfen auch als Holzkonstruktion oder als offener Unterstand (z.B. Car-Port) errichtet werden.

AuBenwande und Dachfldchen von Anbauten, die zum stdndigen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind (z.B. Wintergarten), diirfen,
bezogen auf die AuBenwand- und Dachflachen des Hauptgebdudes einschlieBlich der Fenster- und Tiroffnungen, nur zu 25 % aus ande-

ren Materialien (z.B. Glas) bestehen.

Loggien und Balkone miissen sich in Material, Farbe und Ausfiihrung der Gestaltung des Hauptgebdudes anpassen.

Hohenangaben

Die Oberkante der fertigen KellergeschoBdecke ist nur bis 0.5 m iiber StraBenkrone zuldssi o p
StraBenkrone der erschlieBenden dffentlichen Verkehrsfliche. o inaane shoone adainch

Bei eingeschossigen Gebduden ist eine maximale Drempelhdhe von 0.7 m assi i
Bei eschos : _ : _ , zulidssiq,, gemessen von: Oberkante fartiqer Endasschafdenk
UIs zum SChriittpunkt der ‘Innenseite der FuBpfette mit der Unterkante des Sparrens. il 44 §1e

Die maximale Traufhohe, gemessen vom hochsten Punkt der StraBenkrone der erschlieBenden & i Y i
> offentlich '}
Traufpunkt - Unterkante Dachrinne - darf 3,30 m nicht tberschreiten. saie Do i ko

Geldandeabgrabungen (z.B. Lichtschrinke) sind bis maximal 1/3 der Gebdudelange und nur bis i
Hohe der fertigen Oberkante KellergeschoBdecke zulissig. A I e I I

Dachgestal tung

Als Dachformen fiir Wohngebdude sind nur Satteldicher mit einer Dachneigung von 34 - 40° zulidssig.

Die Dacheindeckung ist mit Dachpfannen innerhalb der Farbskala rot bis braun auszufiihr i u

i : : . en. Im Einzelfall kann auf Antrag fiir
raum]ngh abgesch]ofsene thnbere1che ein anderer Farbton als Ausnahme gemdB § 68 Abs. 1 Baud NW zugelassen werden. Bei a%ein-
ander]iegenden Gebdauden miissen Traufhohe und Dachneigung angepaBt werden.

PKW-Garagen diirfen mit einem Flachdach oder Satteldach errichtet werden Genei a i
g | : 4 ; gte Garagendidcher sollten der Dachneigung des
::ggzgebaudes anpaBt werden. Bei aneinanderliegenden Garagen sollten Traufhdhe, Dachform und gegebenenfalls Dachneigung %n;ipaﬁt

Dachgauben und -einschnitte miissen mindestens 2.00 m Abstand zZu Graten, Kehlen, Giebelws a '
: - i A ) : 3 wanden und Or :
ist der jeweilige FuBpunkt der Gaube bzw. des Einschnittes. IR It BEipRARNE

gzggg::nzur Energieversorgung konnen auf den Dachflichen zugelassen werden, wenn sie sich der Gestaltung des Hauptgebaudes

Keller- und Tiefgaragen

Keller- und Tiefgaragen mit Rampen sind nicht zZuldssig.

Gestaltung der Freifldchen der bebauten Grundstiicke/Einfriedungen/Miil)ltonnenstandplatze

Die Flachen bis zu 1,50 m Tiefe entlang der Grenze von offentlichen Verkehrsfliachen bzw. GFL-Flichen sind mit Rasen zu begriinen

und/oder mit Strauchern und/ .der Baumen zu bepflanzen.

Innerhalb dieser Flachen sind nur Laubhecken (z.B. WeiBdorn, Hainbuche) zuldssig, deren maximale Hohe 0,70 m, bezogen auf die
unmittelbar angrenzende offentliche Verkehrs- bzw. GFL-Fldche, nicht iiberschreiten darf. Dies gilt auch fiir seitliche Einfrie-

dungen innerhalb dieses Bereichs.

Die Laubhecken sind mindestens 0,30 m hinter die StraBenbegrenzungslinie zu setzen. Unmittelbar hinter dem oben definierten
1,50 m dreid@n Smiimstreifan simd meahan Heolen alls feste Himfrisutngenr dimdle gubry neturdellassenen tollzzéene bis zu 0,60 m Alite

zuldssig. Ausnahmsweise konnen Mauern bis zur gleichen Héhe errichtet werden, wenn sie in Material und Farbe dem Hauptgebaude
angepaBt und die verbleibende Flache zwischen Mauer und 6ffentlicher Verkehrsflache bepflanzt wird.

B s —— — e

Frotidsuiiutzwindle auss dunkllem oder neturtelassenem Hollz Kénmen Bi's zu einer Hohe von 1,80 m zur A '

Stellpldtzen zugelassen werden, wenn sie einen Abstand von mindestens 1,50 m zu den 6ffent1iche:iérJJTussdvs:r::::::;£2;:§ne$:g
halten. Der Raum zwischen Wand und StraBenbegrenzungslinie ist mit Striuchern und/oder Biumen zu bepflanzen. Als sonstige seit-
Tiche und riickwdrtige Grundstiickseinfriedungen sind nur Holz- und Maschendrahtziune bis zu 1.25 m Hohe mit.beidseitigeg Begrii-
nung sowie generell Laubhecken zuldssig. ’ ‘

Die Unterbrechungen des 1,50 m tiefen Griinstreifens sind nur im Bereich der Zufahrt und des Zugangs erlaubt. Sie dii i
Bereich des 1,50 m tiefen Griinstreifens bei Zufahrten nicht breiter als 5,00 m, bei Zugdngen nicht gre%ter als Zﬁxl;fse?:fen -

Milltonnen sind im Gebaude oder in festen Geschrinken unterzubringen oder auf andere Weise gegen Sicht, z.B. durch Palisaden, zu

schiitzen. Die Standorte sind mit einem Mindestabstand von 1,50 m zur 6ffent)ichen Verkehrsfldche anzuordnen. Ge i i
zer S _ e : " : sch
allseitig auBer der Beschickungsseite zu begriinen; die Beschickungsseite darf nicht zur StraBe weisen. PR, P

Ausnahmen und Befreiungen

Ausnahmen von den Vorschriften dieser Satzung kdnnen bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 68 j
den Voraussetzungen des § 68 Abs. 3 BauONW erteilt werden. ' ' . WP, Ditisinepin utter

Dieser Plan dient lediglich Informationszwecken.
Rechtsverbindliche Auskunfte gibt die Gemeinde Everswinkel.

GEMEINDE EVERSWINKEL
BEBAUUNGSPLAN NR.37

"Mliﬂl'sl(il'lillﬂll Mitte-Sad II”
MI1:500

Hinweis:
Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes
berucksichtigt die Erstaufstellung rechtskraftig

seit dem 07.08.1992, bis einschlieBlich U‘/ By
2. Anderung, rechtskraftig seit dem 2 : i | B 4
30.06.2006. NN " et el
Es gelten die Rechtsgrundlagen in der zum T "l 2
Anderungszeitpunkt jeweils gultigen Fassung. |£& S Alvers -
e+ kirchen
C=B 0 o T e T\
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UBERSICHTSPLAN MASSTAB 1:5000



	Hinweis:  Dieser Plan dient lediglich Informationszwecken.
 Rechtsverbindliche Auskünfte gibt die Gemeinde Everswinkel.
	037-Bplan-Hinweis-: Hinweis:
Diese Ausfertigung des Bebauungsplanes berücksichtigt die Erstaufstellung rechtskräftig seit dem 07.08.1992, bis einschließlich
2. Änderung, rechtskräftig seit dem 30.06.2006.

Es gelten die Rechtsgrundlagen in der zum Änderungszeitpunkt jeweils gültigen Fassung.


